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Vertraulich ! 

 

Kabinettsprotokoll Nr. 205 

vom 21. Juli 1920. 

 

Anwesend: 

Sämtliche Kabinettsmitglieder, ausgenommen die Staatssekretäre B r e i s k y und Dr. 

R e n n e r; ferner die Unterstaatssekretäre G l ö c k e l und M i k l a s. 

 

Zugezogen: 

Vom Staatsamt für Finanzen: Sektionschef Dr. G r i m m; ferner zu Punkt 3: vom Staatsamte 

für Äußeres: Sektionschef Dr. S c h ü l l e r. 

 

Vorsitz: 

Staatssekretär Dr. M a y r. 

 

Dauer: 

15.00 – 15.45 

 

Reinschrift (6 Seiten), Konzept, stenographische Mitschrift (zweifach), Entwurf der TO 

Nicht behandelte Beilage betr. Bericht der Staatskanzlei über das Inkrafttreten und die 

Verlautbarung des Staatsvertrags zu St. Germain (1 Seite) 

Nicht behandelte Beilage betr. Vorlage des StA. f. Land- und Forstwirtschaft Zl. 15.250/1920 

über einige Gesetzesbeschlüsse des nö. Landtages zur Durchführung verschiedener 

Regulierungsarbeiten (2 Seiten) 

Nicht behandelte Beilage betr. Vorlage des Unterrichtsamtes über den Gesetzesbeschluss der 

nö. Landesversammlung über die teilweise Abänderung des Gesetzes zu Errichtung, 

Erhaltung und Besuch der öff. Volksschulen (3 Seiten) 

 

Inhalt: 

1. Gesetzentwurf über Maßregeln zur Verhütung des Rückfalls. 

2. Gesetzentwurf über eine Verlängerung der Gerichtsferien bei den Gerichten in Wien 

im Jahre 1920. 

3. Forderungen der Reparationskommission in Angelegenheit der Vermögensabgabe. 
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4. Beitritt der Staatsregierung zu mehreren Gesetzesbeschlüssen der 

Nationalversammlung. 

 

Beilagen: 

Beilage zu Punkt 1 betr. Antrag des StSekr. f. Justiz auf Einbringung eines Gesetzesentwurfs 

über Maßregeln zur Verhütung des Rückfalls (5 Seiten) 

Beilage zu Punkt 1 betr. Gesetzesvorlage der Staatsregierung über die Maßregeln zur 

Verhütung des Rückfalls mit Begründung (15 Seiten, gedruckt) 

Beilage zu Punkt 2 betr. Antrag des StSekr. f. Justiz z. Zl. 16.942/340/1920 auf Einbringung 

eines Gesetzes über die Verlängerung der Gerichtsferien bei den Gerichten in Wien im Jahre 

1920 (1 Seite, zweifach) 

Beilage zu Punkt 2 betr. Gesetzesvorlage des StSekr. f. Justiz z. Zl. 16.942/340/1920 über 

eine Verlängerung der Gerichtsferien bei den Gerichten in Wien im Jahre 1920 mit 

Begründung (2 Seiten) 

 

1. 

Gesetzentwurf über Maßregeln zur Verhütung des Rückfalls. 

Staatssekretär Dr. R o l l e r erbittet und erhält vom Kabinettsrate die Ermächtigung, den 

Entwurf eines Gesetzes über Maßregeln zur Verhütung des Rückfalls in der 

Nationalversammlung einbringen zu dürfen. 

 

2. 

Gesetzentwurf über eine Verlängerung der Gerichtsferien bei den Gerichten in Wien im Jahre 

1920. 

Staatssekretär Dr. R o l l e r unterbreitet dem Kabinettsrate den Entwurf eines Gesetzes 

über eine Verlängerung der Gerichtsferien bei den Gerichten in Wien im Jahre 1920. 

Gemäß § 222 Z.P.O. und § 47 GO. dauern die Gerichtsferien vom 15. Juli bis 

einschließlich 25. August. Die als Kriegsnachwirkung in Erscheinung getretene gesteigerte 

Kriminalität habe zu einer außerordentlichen Überlastung des Wiener Landesgerichtes in 

Strafsachen geführt. Die Arreste seien überfüllt, die Untersuchungsrichter außerstande, den an 

sie gestellten Anforderungen nachzukommen. Diese Verhältnisse machen es notwendig, dem 

Strafgerichte neue Arbeitskräfte - wenn auch nur vorübergehend - zuzuführen, damit ein 

weiteres Anschwellen der Rückstände vermieden werde. Ein möglicher Ausweg sei unter 

anderem der, die Gerichtsferien zu verlängern, um dadurch das Personal der Zivilgerichte für 
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das Landesgericht in Strafsachen freizubekommen. Es werde auf diese Art in die Lage 

versetzt, einige Zeit mit vermehrtem Personal an die Bewältigung seiner Aufgaben 

heranzutreten. Zunächst sei an das Landesgericht in Zivilsachen gedacht; die im 

Gesetzentwurfe vorgesehene Ermächtigung solle jedoch ermöglichen, auch andere Wiener 

Zivilgerichte nötigenfalls einzubeziehen. 

Redner beantrage, der Kabinettsrat wolle seine Zustimmung zur Einbringung des 

Gesetzentwurfes in der Nationalversammlung erteilen. 

Sektionschef Dr. G r i m m gibt der Befürchtung Ausdruck, dass die Verlängerung der 

Gerichtsferien die ohnedies schon sehr weitgehenden Personalanforderungen der 

Justizverwaltung neuerdings steigern werde. Er regt an, dem Personalmangel etwa durch 

Einberufung von überflüssigen Beamten aus anderen Ressorts zu steuern und überhaupt die 

Personalanforderungen der Gerichtsbehörden kritischer zu beurteilen. 

Staatssekretär Dr. R o l l e r sichert die Berücksichtigung dieser Anregungen zu. 

Der Kabinettsrat erteilt die Ermächtigung zur Einbringung des Gesetzentwurfes. 

 

3. 

Forderungen der Reparationskommission in Angelegenheit der Vermögensabgabe. 

Staatssekretär Dr. R e i s c h teilt mit, dass die Reparationskommission gegen den 

Gesetzentwurf über die Vermögensabgabe gewisse Bedenken erhoben und verlangt habe, dass 

mit der dritten Lesung des Gesetzentwurfes innegehalten werde bis sie ihre Stellungnahme 

hiezu erklärt habe. Redner habe der Reparationskommission die politischen Schwierigkeiten 

auseinandergesetzt, die aus einer Verzögerung der Verabschiedung der Vorlage entstehen 

müssten, und dargelegt, dass der Entwurf an zwei Stellen ausdrücklich erkläre, eine 

Derogation des Staatsvertrages von St. Germain sei nicht beabsichtigt, da wir auf dem 

Standpunkte stehen, dass dieser Vertrag als ein internationales Übereinkommen durch einen 

einseitigen Gesetzgebungsakt nicht abgeändert werden könne. Die Reparationskommission 

verweise demgegenüber auf die ihr durch den Staatsvertrag von St. Germain eingeräumten 

Privilegien und insbesondere auf ihre Note vom 21. Mai 1920, worin sie sich das Recht 

gewahrt habe, die Steuereinhebung selbst in die Hand zu nehmen und die Verwendung der 

durch die Besteuerung erzielten Einnahmen zu kontrollieren. Die Reparationskommission 

wünsche nun, außer allen Zweifel gesetzt zu sehen, dass an diesen Bestimmungen des 

Vertrages und an dem Inhalte der Note durch Votierung der Vermögensabgabe irgendeine 

Änderung nicht verfügt werden könne und verlange, dass in das Gesetz eine Klausel 

folgenden Inhaltes aufgenommen werde: „Die Bestimmungen dieses Gesetzes sind nur 
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insoweit anzuwenden, als sie nicht mit den Verpflichtungen im Widerspruch stehen, die sich 

aus dem Staatsvertrag von St. Germain und aus der Note der Reparationskommission vom 21. 

Mai 1920 ,betreffend die Vorschüsse an Österreich, ergeben. Der Staatssekretär für Finanzen 

hat durch Vollzugsanweisung die danach etwa erforderlichen Verfügungen zu treffen.“ 

Redner habe der Reparationskommission auseinandergesetzt, dass es gesetzestechnisch 

nicht möglich sei, eine nicht publizierte Note im Gesetze zu berufen. Er habe weiters darauf 

verwiesen, dass es auch politisch höchst misslich sei, die Note zu zitieren, weil in den Kreisen 

der Steuerträger die Besorgnis entstehen könnte, dass die Reparationskommission auf den 

Ertrag der Vermögensabgabe für Reparationszwecke greifen werde, was naturgemäß die 

Steuerwilligkeit in der bedenklichsten Weise beeinträchtigen und erschüttern müsste. 

Die Reparationskommission habe jedoch nunmehr mitgeteilt, dass sie von ihrem 

Verlangen nicht abgehen könne und auf der Inserierung der Klausel in den Gesetzestext 

bestehen müsse. Die von Redner vorgeschlagene Fassung, welche eine Bezugnahme auf die 

Note vom 21. Mai 1920 unterlasse und sie durch die allgemeine Redewendung ersetze, dass 

neben dem Staatsvertrag von St. Germain auch „alle anderen Übereinkommen mit den 

alliierten und assoziierten Mächten durch die Bestimmungen des Gesetzes über die 

Vermögensabgabe nicht berührt worden können“, sei nicht als genügend erachtet worden. 

Hingegen habe die Reparationskommission die ausdrückliche Ermächtigung zur Erklärung 

erteilt, dass die Reparationskommission den Ertrag der Vermögensabgabe für 

Reparationszwecke nicht in Anspruch nehmen werde und mit der Zweckbestimmung nach § 1 

des Gesetzes einverstanden sei. 

Der sprechende Staatssekretär stelle den Antrag, ihn zu ermächtigen, die Aufnahme der 

von der Reparationskommission verlangten Klausel im § 88 als Absatz 3 in die Wege zu 

leiten. 

Nachdem sich in der hierüber abgeführten Debatte die Staatssekretäre Dr. D e u t s c h, Dr. 

R o l l e r und Dr. E l l e n b o g e n übereinstimmend dahin ausgesprochen hatten, dass bei 

der gegebenen Sachlage nichts anderes erübrige, als dem Begehren der 

Reparationskommission Rechnung zu tragen, erhebt der Kabinettsrat den Antrag des 

Staatssekretärs für Finanzen zum Beschluss. 

 

4. 

Beitritt der Staatsregierung zu mehreren Gesetzesbeschlüssen der Nationalversammlung. 

Nach dem Vorschlage des V o r s i t z e n d e n erhebt der Kabinettsrat gegen nachstehende 

von der Nationalversammlung beschlossene Gesetze keine Vorstellung: 
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1.) Gesetz über die Wahlordnung für die Nationalversammlung. 

2.) Gesetz über die Wahl und die Einberufung der Nationalversammlung. 

3.) Gesetz über die Errichtung, die Erhaltung und den Betrieb öffentlicher Heil- 

und Pflegeanstalten (Krankenanstaltengesetz). 

4.) Gesetz, betreffend die Regelung der Zahntechnik (Zahntechnikergesetz). 

5.) Gesetz über Änderungen des Gesetzes vom 26. Dezember 1895, R.G.Bl. Nr. 

197, betreffend das Urheberrecht an Werken der Literatur, Kunst und Photographie. 

6.) Gesetz, betreffend die Ausübung der Strafgerichtsbarkeit über die 

Heeresangehörigen im Frieden (2. Strafprozessnovelle vom Jahre 1920). 

7.) Gesetz über die Übernahme von Angestellten der Militärjustiz in den 

Ziviljustizdienst. 

8.) Gesetz, betreffend Änderungen des Gesetzes vom 9. April 1873. R.G.Bl. Nr. 

70, über Erwerbs- und Wirtschaftsgenossenschaften (Genossenschaftsgesetznovelle 

1920). 

9.) Gesetz über die Unterstellung der aktiven Heeresangehörigen unter die 

allgemeinen Strafgesetze. 

Die Gesetze sind sohin nach Gegenzeichnung durch den Vorsitzenden im Kabinettsrate 

und die zuständigen Staatssekretäre dem Präsidenten der Nationalversammlung zur Fertigung 

zu unterbreiten. 
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[KRP 205, 21. Juli 1920, Stenogramm Groß] 
 
205. Sitzung, 21. Juli nachmittag. 
 
1. 
Roller: Gesetz über bedingte Verurteilung. 

Die Erlassung des Gesetzes ist dringlich wegen der Überfüllung der Gefängnisse. 
Im Wiener Landesgericht sind bei einem Belegraum von 900 Häftlingen 2.600 
untergebracht. Auch das Begnadigungsverfahren hat sich in einer Weise ausgebildet, 
daß es weiter nicht so geht. Alle Sachen werden fast noch einmal verhandelt werden. 
Als vierte Instanz ist das Volksernährungsamt in allen Preistreibereisachen dazu 
gekommen, welches in Lebensmittelsachen eigentlich die Entscheidung trifft. Es tritt 
auch bei den Gerichten eine große Unlust ein, wenn sie sehen, daß ihre Urteile nicht 
mehr gelten. 

Durch die bedingten Urteile wird es in das Ermessen des Richters gestellt, dem 
Verurteilten eine Probezeit aufzuerlegen. Das Gesetz gilt in allen Kulturstaaten, auch 
in der Tschechei. Rückwirkend ist es nicht. Man wollte weiter gehen und auch die 
Straffolgen nachsehen, das wäre aber zu gefährlich. Aber die Straffolgen können bei 
guter Führung auch aufgehoben werden. 

Ich bitte um die Genehmigung zur Einbringung des Gesetzes. 
 
 
2. 
Roller: Verlängerung der Gerichtsferien. Die interessierten Kreise, besonders die 

Rechtsanwälte haben diese Art der Verlängerung propagiert. 
Grimm: Personalbedarf des Staatsamtes für Justiz. Wir fürchten nur, daß mit Rücksicht auf 

die Ausdehnung der Ferien weitere Personalforderungen des Staatsamtes für Justiz 
entstehen werden. Die Anforderungen des Staatsamtes für Justiz werden immer 
größer. 30 Neuaufnahmen wurden schon bewilligt, 85 werden neu verlangt. 

Wir beantragen, durch Übernahmen aus anderen Ressorts den Bedarf zu decken. 
Bei den zivilen Gerichten ist dieser Personalbedarf kaum notwendig. [Ich] bitte, den 
Personalbedarf etwas kritisch[er] zu betrachten und [daß auf] unsere Wünsche, daß 
andere Beamte zu Schriftführerdiensten einberufen werden, Rücksicht genommen 
wird. 

Roller: Wir nehmen schon Leute vom Verkehrswesen und [vom] Heerwesen. Im 
Konzept[dienst] aber ist ein furchtbarer Mangel. Unsere Richterschaft ist in der 
Leistungsfähigkeit auf einem [derartigen] Tiefpunkt, daß wir nicht wissen, wie weiter 
kommen. Wir haben jetzt Aushilfe durch die ?Auditoren. Aber vom Kanzleipersonal 
wurde soviel Personal weggeschickt, daß große Lücken geschlagen sind. 

Mayr: Wir nehmen zur Kenntnis, was Grimm gesagt hat. Sonst ist der Gegenstand 
zustimmend erledigt. 

 
 
3. 
Note der Reparationskommission über die Vermögensabgabe. 
Reisch: Aus den gestrigen Verhandlungen des Finanzausschusses wissen Sie, daß die 

Reparationskommission bezüglich der Behandlung der Vermögensabgabe 
Schwierigkeiten macht und fordert, daß man mit den Verhandlungen, [mit der] dritten 
Lesung [aussetzt] bis zur Bekanntgabe - [bis sie] ihre Stellung erklärt hat. 

Ich habe mit der Reparationskommission verhandelt und habe [ihr] die Sachlage 
bezüglich der Vermögensabgabe auseinandergesetzt und besonders die politischen 
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Schwierigkeiten dargelegt, die aus einer Behinderung in der Verabschiedung der 
Vermögensabgabe erwachsen müßten. Ich stellte dar, daß der Entwurf an zwei Stellen 
ausdrücklich erklärt, daß eine Derogation des Friedensvertrages nicht beabsichtigt 
sei, weil wir auf dem Standpunkt stehen, daß der Friedensvertrag als internationales 
Übereinkommen nicht durch einen einseitigen Gesetzgebungsakt abgeändert werden 
könne. 

Die Reparationskommission verweist [darauf], daß Österreich [durch den] 
Friedensvertrag Beschränkungen auferlegt seien, andererseits basieren sie sich bei 
den Einwendungen auf die Note vom 21. Mai, die im Finanzausschuß durch Renner 
bekannt gegeben wurde. Dort wahrt sich die Reparationskommission bekanntlich das 
Recht, die Steuereinhebung in Österreich selbst in die Hand zu nehmen und ein 
Kontrollrecht über die Durchführung der Besteuerung und die Verwendung der 
Erträge zu besorgen. 

Die Rep[arationskommission] verlangt, daß in das Vermögensabgabegesetz eine 
Bestimmung aufgenommen wird: 'Die Bestimmungen des Gesetzes sind nur insoweit 
anzuwenden, als sie nicht mit den Verpflichtungen in Widerspruch stehen, die sich aus 
dem Staatsvertrag und aus der Note - betreffend der Vorschüsse an Österreich 
ergeben. Der Staatssekretär für Finanzen hat in der Vollzugsanweisung die danach 
erforderlichen Verfügungen zu treffen.' 

Ich habe auseinandergesetzt, daß es gesetzestechnisch nicht möglich sei, eine nicht 
publizierte Note im Gesetz zu berufen; daß es auch politisch im höchsten Grad mißlich 
sei, diese Note zu berufen, weil in den Kreisen der Steuerträger besorgt werden 
könnte, daß die Reparationskommission auf den Ertrag für Reparationszwecke greifen 
wird, was selbstverständlich die Steuerwilligkeit der Österreicher in der 
bedenklichsten Weise beeinträchtigen und erschüttern müßte. 

Die Herren haben sich ihre Entschließung für heute vorbehalten und um 1 Uhr 
mitgeteilt, wonach sie von ihrem Verlangen nicht abgehen können und auf der 
Inserierung der Note - Klausel in ihrer Fassung bestehen müssen; meine Fassung, die 
allgemein war, daß das Gesetz selbstverständlich dem Friedensvertrag und den 
anderen Vereinbarungen mit den alliierten und ass[ozierten] Mächten keinen Abbruch 
tut, [als] nicht genügend erscheine. Wir stehen vor der Notwendigkeit im Laufe der 
Spezialdebatte der Vermögensabgabe diese Einschaltung vorzunehmen. 

Einer mündlichen Rücksprache Renners und Schüllers beim ?Good ist es gelungen, 
die Ermächtigung zu erwirken, daß wir erklären, daß die Reparationskommission den 
Ertrag der Abgabe für Reparationszwecke nicht in Anspruch nehmen wird und mit der 
Zweckbestimmung nach § 1 einverstanden sei. Damit ist meritorisch der Sache die 
Spitze abgebrochen und es bleibt nur die formale Notwendigkeit, daß wir uns fügen, 
die Note aufzunehmen und die [...] Finanzkontrolle der Reparationskommission über 
Österreich an[zu]erkennen. 

Ich stelle den Antrag, mich zu ermächtigen, der Aufnahme der früher verlesenen 
Klausel in § 88, Absatz 3 bewirken zu können. 

Mayr: Der Kabinettsrat hätte darüber zu entscheiden, der Beschluß wird dann noch einer 
Obmännerkonferenz vorgelegt. 

Deutsch: Ich glaube, daß wir vor einer einfachen Sachlage stehen. Wir müssen uns fügen und 
die Bestimmung aufzunehmen und Reisch zu dem Schritt beauftragen, daß im Haus ein 
Regierungsantrag eingebracht wird. 

Wir haben nur zu untersuchen, in welcher Form es geschehen soll und wie die 
Begründung gegeben werden soll. Das ist das ?Wichtigere, daß der Zwang 
ausgedrückt wird, aber wir trotz allen Widerstands unterlegen sind. Wir halten das 
Verlangen nicht [für] gerechtfertigt, aber wir müssen uns dem Zwang fügen. 

Roller: Frage, ob in den vierstündigen Auseinandersetzungen zum Ausdruck gekommen ist, 
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was sie damit beabsichtigen? Man müßte ja in jede Steuervorlage eine solche Klausel 
aufnehmen. Ich sehe nicht ein, was damit bezweckt wird. 

Schüller: Wir haben die Herren gefragt und sie haben geantwortet: 'Sie haben 
Schwierigkeiten in Ihrem Parlament, wir in unseren neuen Regierungen. Wir sind 
hergeschickt, [um] nach dem Friedensvertrag das Steuersystem zu kontrollieren, nach 
dem Friedensvertrag. Nun wird die wichtigste Steuervorlage erledigt und an diesem 
Steuerprogramm sind wir nicht orientiert. Es wird das, was wir zu kontrollieren haben 
- wird gemacht, ohne daß wir dreinreden können. Wir haben Schwierigkeiten mit 
unseren Regierungen, wir suchten einen Ausweg, durch den wir uns salvieren können. 
Der besteht darin, es besteht ein Friedensvertrag und ein Kreditvertrag. Wir konnten 
die Gesetze nicht prüfen, wir haben aber die Klausel, daß Widersprüche zu den beiden 
Verträgen nicht gelten. Nach dem Frieden geht es nicht an, in Artikel I zu bestimmen, 
wozu die Einnahmen zu verwenden sind, denn die Reparationskommission hat nach 
dem Friedensvertrag dreinzureden nach dem Gesichtspunkt der Wiedergutmachung 
und der Deckung der Lebensmittelkredite. Um aus dieser Schwierigkeit 
herauszukommen, bringen wir das reale Opfer, daß wir alle Bedenken, daß Österreich 
bestimmt über den Zwecke [zurückstellen], um sagen zu können, wir haben uns den 
Rücken gedeckt.' 

Mayr: Der Sachverhalt ist vollkommen klar, [eine] Beruhigung kann nur die Erklärung 
geben, daß sie die Verwendung der Vermögensabgabe anerkennen. 

Ellenbogen: Wir können nichts anders machen. Aber es ist schade, daß wir kein Blatt der 
Regierung haben, in dem die Ansicht der Regierung kundgetan werden könnte. Wir 
müssen im Parlament anders reden als außerhalb. 

Es wäre zu erwägen, ob nicht in irgendwelchen überlegten und gründlich 
durchdachten Artikeln eine Verwahrung gegen gewisse Folgerungen, die aus dieser 
Bestimmung gezogen werden könnten, dargestellt wird, damit auch wir für spätere 
Zeiten salviert sind. Die Reparationskommission könnte sonst die unglaublichsten 
Folgerungen ziehen. 

Mayr: Darüber können wir die Diskussion verschieben. Wenn niemand zum Meritum mehr 
spricht, erkläre ich den Antrag Reischs für angenommen. 

Vielleicht wäre es angenehm, über die Publikation der Note vom 21. Mai zu reden. 
Miklas: Die Note vom 21. Mai, wenn wir uns darauf den Steuerträgern [gegenüber] berufen 

wollen, müßte in Gesetzesform publiziert werden, inartikuliert werden in den 
Steuergesetzen. [Es ist klar], daß dieser Vorgang der Inart[ikulation] eines 
Kreditvertrages große innenpolitische Bedenken hat, aber sie muß publiziert werden 
in gesetzlicher Form, damit sie durch ihren Inhalt die Steuerträger verpflichtet. 

Mayr: Wir müssen uns damit beschäftigen und behalten das für den Einlauf vor. 
Reisch: Die Veröffentlichung der Note schlägt zu unserem Nachteil aus, weil wir dadurch die 

Rechte der Kommission anerkennen. Für den Steuerträger ist es gleichgültig, ob er die 
Note kennt oder nicht. Der § 88 gibt - berührt den Steuerträger in seinen Rechten und 
Pflichten nicht. Es ist ein Schönheitsfehler, aber wir müßten das mit in Kauf nehmen. 
Das wesentliche scheint mir, daß wir meritorisch nichts zu fürchten haben, weil wir 
die mündliche Ermächtigung zur Erklärung bekommen haben, daß der Ertrag für die 
Reparationszwecke nicht in Anspruch genommen wird und die Reparationskommission 
mit der Zweckbestimmung des § 1 einverstanden sind - [ist]. 

Mayr: Schüller wird eingeladen, dem Kabinettsrat die Note mitzuteilen. 
 
 
4. 
Mayr: Beitrittserklärung. 
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§ 6 
Das [...] § 88 ist zu ändern in § 89. 
§ 88 
(1) die Worte "und mit Rücksicht auf den Friedensvertrag" sind zu streichen. 
§ 89 
Die Bestimmungen dieses Gesetzes sind nur insoweit anzuwenden, als sie nicht mit den 
Verpflichtungen in Widerspruch stehen, die sich aus dem Staatsvertrag von St. Germain und 
aus der Note vom 21. Mai 1920 betreffend die Vorschüsse an Österreich, ergeben. Der 
Staatssekretär für Finanzen hat durch Vollzugsanweisung die danach etwa erforderlichen 
Verfügungen zu treffen. 
 
 
 

[KRP 205, 21. Juli 1920, Stenogramm Fenz] 
 
205., 21. /7., 3 Uhr. 
 
Note der Reparations-Commission. 
 
Reisch, Deutsch, Hanusch, Mayr, Heinl, Miklas, Grimm, Haueis, Grünberger, Roller, 
Ellenbogen, Schüller, Glöckel, Pesta, Heinl [sic]. 
 
 
Roller: Novellierung des Gesetzes über die bedingte Verurteilung. 

Der Grund für die Dringlichkeit liegt in der Überfüllung der Kerker. 
Angenommen. 
 
 
[Roller]: Gesetz über die Verlängerung der Gerichtsferien, nur beim Zivillandesgericht bis 

15. X. 
Grimm: Wir fürchten, daß infolgedessen weitere Personalforderungen beim Staatsamt für 

Justiz entstehen werden. Wir haben 30 Neuaufnahmen zugestanden, jetzt werden 
wieder 85 verlangt. 

Wir können vielleicht - durch die Einberufung von überflüssigen Beamten könnte 
der Mangel beseitigt werden, weil es sonst zu keinem Abbau kommt. Der 
Personalbedarf soll kritisch[er] beurteilt werden. Vielleicht sollten für 
Schriftführerdienste andere Beamte einberufen werden. 

Roller: [Ich] gebe die Versicherung, daß das berücksichtig werden wird. 
 
 
Reparationskommission. 
[Reisch]: Die Reparations-Commission hat bezüglich der Behandlung der Vermögensabgabe 

Schwierigkeiten erhoben. Sie verlangt, daß man mit den Verhandlungen aussetzt bis 
sie ihre Stellung hierzu erklärt hat. 

Ich habe die Schwierigkeiten dargelegt wenn wir behindert werden. Der 
Vermögensabgabe-Entwurf erklärt an zwei Stellen, daß irgendeine Derogation des 
Friedensvertrages nicht intendiert sei, weil wir auf dem Standpunkt stehen, daß [ein] 
internationaler Vertrag nicht durch die [einen] österreichischen Gesetzgebungsakt 
beschränkt werden kann. 

Sie basieren [ihren Standpunkt] insbesondere auf die Note vom 21. Mai. In dieser 
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Note wahrt sich die Reparations-Commission das Recht, die Steuergesetzgebung in 
Österreich in die Hand zu nehmen und ein Kontrollrecht über die Besteuerung und die 
Verwendung der Beträge für sich in Anspruch nehmen. 

Es soll nun in das Gesetz eine Bestimmung aufgenommen werden: 'Die 
Bestimmungen des Gesetzes sind nur insoweit anzuwenden, als sie nicht mit den 
Bestimmungen des Staatsvertrages von St. Germain und der Note vom 21. V. in 
Widerspruch stehen. Der Staatssekretär -.' 

[Ich habe auseinandergesetzt, es sei] gesetzestechnisch nicht möglich, eine Note zu 
berufen, die nirgends im Gesetz vorkommt; [es sei] auch politisch mißlich, die Note zu 
zitieren, weil sonst Bedenken in den Kreisen der Steuerträger [entstehen würden], daß 
die Reparations-Commission auf die Eingänge greifen wird, was die Steuerwilligkeit 
erschüttern würde. 

Die Reparations-Commission hat heute um 1 Uhr eine Note geschickt, wonach sie 
von ihrem Verlangen nicht abgehen können und auf die - [von der] Inserierung nicht 
abstehen [könne]. Wir stehen vor der Notwendigkeit im Laufe der Spezialdebatte diese 
Bestimmung einzufügen. 

Wir haben jedoch die Ermächtigung erhalten, [zu] erklären, daß die Reparations-
Commission das Erträgnis nicht für Reparationszwecke in Anspruch nehmen wird, 
wodurch § 1 aufrecht bleibt. 

Ich stelle den Antrag, mich zu ermächtigen, die Aufnahme der Klausel in § 88 als 
Absatz 3 zu [bewirken]. 

Deutsch: Wir stehen vor einer einfachen Sachlage. Wir müssen uns fügen. 
Man muß im Haus klar zum Ausdruck bringen -. Man muß im Haus sagen, daß man 

- die Sache allerdings nicht gerechtfertigt ist. 
Roller: Ist bei der vierstündigen Unterredung herausgekommen, was die Reparations-

Commission beabsichtigt? 
Schüller: Die Reparations-Commission hat gesagt, wir haben Schwierigkeiten in unserem 

Parlament, die Reparations-Commission hat Schwierigkeiten mit ihren neuen 
Regierungen. Sie haben die Aufgabe, das Steuersystem zu kontrollieren; sie sind hier 
und die wichtigsten Steuervorlagen werden verhandelt. 'Was wir kontrollieren sollen, 
wird gemacht ohne daß wir es wissen. Wir haben mit unseren Regierungen 
Schwierigkeiten. Wir suchten einen Ausweg, wodurch wir uns salvieren. Wir müssen 
sagen können, wir kennen die Gesetze nicht, aber es ist überall eine Klausel darin, daß 
das Gesetz nicht dem Friedensvertrag widerspricht. Um diese formalen 
Schwierigkeiten zu beheben, bringen wir das reale Opfer. 

Ellenbogen: Wir können nichts anders machen. 
Es wäre nicht angezeigt - zu erwägen, ob nicht in irgendeinem Artikel eine 

Verwahrung gegen gewisse Folgerungen, die aus dieser Bestimmung gezogen werden 
können, niedergelegt würde, damit auch wir salviert sind für spätere Zeiten. 

Antrag Reisch angenommen. 
 
Abend Einlauf Publikation der Note. 
Miklas: Die Note vom 21. V. muß, wenn wir uns den Steuerträger gegenüber [darauf] berufen 

sollen, so muß sie gesetzlich inartikuliert werden. Sonst verpflichtet sie die [...] nicht. 
Reisch: Die Publikation ist ein sehr zweischneidiges Schwert. Vom Standpunkt des 

Steuerträgers ist es irrelevant, weil der Steuerträger sich nie darauf berufen wird. Das 
wesentliche scheint mir, daß wir meritorisch nichts zu fürchten haben, weil wir die 
Ermächtigung haben, zu erklären, daß die Reparations-Commission das Erträgnis für 
R[eparations]zwecke nicht in Anspruch nehmen wird. 
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[Mayr]: Beitritt [zu folgenden Gesetzesbeschlüssen]: 
Wahlordnung. 
Wahl und Einberufung. 
Errichtung öffentlicher Heilanstalten. 
Regelung der Zahntechnik. 
Urheberrecht. 
Strafgerichtsbarkeit über Heeresangehörige im Frieden. 
Übernahme [von Angestellten der] Militärjustiz zum Justizdienst. 
Änderung Erwerbsgenossenschaften. 
Unterstellung der Heeresangehörigen unter die allgemeinen Strafgesetze. 

 
 
¾ 4 Uhr. 
 
 
 


















































